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Außenvolttiiche Rüclſchläge 


In den letzten Monaten iſt es um die polniſche Außenpolitik verhältnismäßig ruhig 
geweſen. Zwar hat ſich in dieſer Zeit weder das Ziel noch die Grundlage der polniſchen 
Außenpolitik grundſätzlich geändert; doch haben ſich die taktiſchen Vorausſetzungen in 
mancher Hinſicht verſchlechtert, und zwar ſowohl im ſüdlichen wie im nördlichen Oſten, im 
Donaubereich wie in den baltiſchen Staaten. 


Was den Südoſten anlangt, hat ſich die zunächſt mit ſichtbarem Erfolg eingeleitete 
Zuſammenarbeit mit dem rumäniſchen Nachbarn in letzter Zeit nicht 
ſo reibungslos weiterentwickelt, wie man auf polniſcher Seite nach dem günſtigen Eindruck 
des Bukareſter Beſuches des Oberſten Beck im Mai d. J. wohl gehofft haben mag. 
Es iſt freilich nicht ſo, daß die letzte Tagung der Kleinen Entente in 
Sinaia dazu berechtigt, von einer Wiederfeſtigung dieſes politiſchen Zweckverbandes 
zu ſprechen. Aber einerſeits hat die Beobachtung, daß ſich die Prager Außenpolitik in 
letzter Zeit eine gewiſſe Zurückhaltung auferlegt hat, dazu beigetragen, die inneren 
Spannungen, die ſchon ſeit langem das Gefüge der Kleinen Entente auseinanderzu⸗ 
ſprengen verſprechen, weniger fühlbar werden zu laſſen; und andererſeits hat ſich doch 
wieder gezeigt, daß Rumänien ſich immer noch nicht dazu entſchließen kann, mit dem 
Gedanken eines antireviſioniſtiſchen Blockes der Nutznießer des Trianoner Diktates zu 
brechen. Das wird auch ſo lange nicht geſchehen, als nicht die Gewißheit beſteht, daß ſich 
der ungariſche Reviſionsanſpruch ausſchließlich gegen die Tſchecho⸗Slowakei, nicht aber 
auch gegen Rumänien und auch nicht gegen Südflawien richtet. In Warſchau, wo man 
anfcheinend gehofft hatte, mit der Einleitung einer engeren polniſch-rumäniſchen Zu⸗ 
ſammenarbeit den entſcheidenden Anſtoß zum endgültigen Zerfall der Kleinen Entente 
gegeben und damit die tſchechiſche Pofition im Südoſten weitgehend erſchüttert zu haben, 
hat die Haltung, die die Bukareſter Regierung in Ginaia eingenommen hat, einigermaßen 
enttäuſcht. Es hat ſich gezeigt, daß ſich Rumänien nicht in dem von 
Warſchau erhofften Maße auf die „Achſe Schwarzes Meer — Oſt⸗ 
ſee“ feſtgelegt hat, daß vielmehr die Zuſammenarbeit mit 
Polen für Rumänien nur eine unter verſchiedenen außen⸗ 
politiſchen Orientierungs möglichkeiten darſtellt. Aus dieſen Zu⸗ 
ſammenhängen erklärt es ſich wohl auch, daß Marſchall Rydz⸗-Smigly feine in 
Ausſicht genommene Reiſe nach Rumänien bis auf weiteres wahrſcheinlich nicht antreten 
wird. Und aus demſelben Grund iſt wohl auch die polniſche Reife des Slowaken— 
führers Hlinka trotz der unleugbaren Sympathien Warſchaus für die ſlowakiſche 
Oppoſition gegen Prag, ohne das erwartete Echo geblieben; ſolange ſich nämlich 
Rumänien nicht endgültig auf einen antitſchechiſchen Kurs in der ungariſchen Reviſions⸗ 
frage feſtgelegt hat, fühlt ſich Warſchau ſeinem tſchechiſchen Nachbarn gegenüber nicht 
ſicher genug, um ſich in der ſlowakiſchen Angelegenheit offen für Ungarn zu engagieren. 

Akynlich wie im ſuclichen ft es im noriliyen Daiten. Dor diem in ver 
litauiſchen Frage hat Polen noch immer nicht vorankommen können. Als Lord Plymouth 
im Juli d. J. im Baltikum war, iſt davon die Rede geweſen, daß das Foreign Office im 
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Verfolg feiner baltiſchen Pläne u. a. auch daran denkt, feinen Einfluß im Sinne einer 
Ausſöhnung zwiſchen Litauen und Polen geltend zu machen. Von dem Verſuch oder dem 
Erfolg einer ſolchen Vermittlungsaktion iſt bisher jedoch nichts zu bemerken geweſen. 
Litauen befindet ſich nach wie vor in der günſtigen Lage, jeder 
Lockung oder Drohung von polniſcher Seite mit dem Hinweis entweder 
auf ſeine Zuſammenarbeit mit den baltiſchen Staaten oder auf ſeine guten Beziehungen 
zur Sowjetunion oder auch auf das Intereſſe des Deutſchen Reiches an der Exiſtenz eines 
ſelbſtändigen litauiſchen Staates entgegentreten zu können. Auf außen⸗ 
politiſchem Boden iſt Litauen von Polen her ſchwerlich zu packen. Dagegen ſcheinen ſich 
auf dem Gebiete der litauiſchen In ne n politik, wo einige klerikale Kreife den Kauener 
Machthabern Schwierigkeiten bereiten, günſtigere Möglichkeiten für Polen zu bieten. 
Die litauiſche Regierung hat es jedoch immer wieder verſtanden, eine politiſche Aktuali⸗ 
ſierung der unklaren Sympathie, die in dieſen Kreiſen für Polen beſteht, zu verhindern. 

Ebenſowenig wie im Verhältnis zu Litauen läßt ſich in den Beziehungen Polens zu 
Lettland eine Entwicklung zum Beſſern feſtſtellen. Die Außenpolitik dieſes Staates, 
die ſich notgedrungen, aber geſchickt der ebenſo nichtsſagenden wie vieldeutigen Ideologien 
des Völkerbundes bedient, vermag den polniſchen Verſuchen, feſten Fuß in der „baltiſchen 
Intereſſenſphäre“ zu faſſen, keine ſtabilen Anſatzpunkte zu bieten. Die Verſchwommenheit, 
die die lettländiſche Außenpolitik kennzeichnet, muß in Warſchau um ſo unangenehmer 
empfunden werden, als Lettland, das feiner Zeit mit polniſcher Unterſtützung einen 
halbſtändigen Sitz im Völkerbundsrate erlangt hat, dort nicht nur im eigenen Namen 
ſpricht, ſondern zugleich auch ſeine Nachbarn, Litauen und Eſtland, vertritt. 

Iſt die durch den Rigaer Pakt von 1934 gefeſtigte Zuſammenarbeit Eſtlands mit Lett⸗ 
land geeignet, eine Fortentwicklung der Beziehungen zwiſchen Warſchau und Reval zu 
trüben, ſo wirkt auch die in letzter Jet feſtzuſtellende Neigung der 
eſtländiſchen Außenpolitik, ſich auf dem Weg über Finnland 
der Gruppe der nordiſchen Staaten zu nähern, gleichfalls dahin, die 
Fäden, die in jahrelanger vorſichtiger Arbeit von Polen nach Eſtland geſponnen wurden, 
zwar nicht zu löſen, aber doch ein wenig zu lockern. Es ſcheint, daß der kürzliche Beſuch 
des eſtländiſchen Außenminiſters in Warſchau weniger eine Feſtigung der Beziehungen 
zwiſchen den beiden Staaten gebracht, als zu der Beobachtung geführt hat, daß in gewiſſen 
Fragen der außenpolitiſchen Drientierung und Methode grundſätzliche Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten beſtehen. Das iſt z. B. der Fall in der Frage der „kollektiven 
Sicherheit“, die in der Auffaſſung, wie fie von Reval vertreten wird, von Warſchau 
abgelehnt werden muß, und in der Frage des Völkerbundes, den Eſtland als 
eine für die baltiſchen Staaten notwendige außenpolitiſche Mittelſtelle betrachtet, während 
Polen Wert darauf legt, feine Beziehungen zu den baltiſchen Staaten ohne die Zwiſchen⸗ 
ſchaltung der Genfer Inſtitution zu geſtalten. 

Im ganzen läßt ſich feſtſtellen, daß die Bemühungen Polens, ſich zum führenden 
Faktor der Staatenkekte zwiſchen der Finniſchen Bucht und dem Schwarzen Meer aufzu⸗ 
ſchwingen, in den letzten Monaten nicht nur nicht weitergediehen ſind, ſondern im Gegen⸗ 
teil im nördlichen wie im ſüdlichen Oſten einige Rückſchläge eingebracht haben. Das iſt 
auf der einen Seite wohl darin begründet, daß die gegenwärtige europäiſche 
Geſamtlage, die von den führenden Großmächten grundſätzliche Entſcheidungen 
fordert, allen Verſuchen außenpolitiſcher Nebenkonſtruktionen, 
wie ſie von Polen in dem Raum zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Sowjetunion 
angeſtrebt werden, ungünftig iſt. Das beruht andererſeits aber auch zweifellos 
darauf, daß die Mittel- und Kleinſtaaten, an die die polniſchen Verſuche ſich 
wenden, zu der Aktions fähigkeit Polens nicht das genügende Zu⸗ 
trauen haben, da ſie ſich bisher nicht davon haben überzeugen können, daß die 
inneren Verhältniſſe Polens hinreichend gefeſtigt ſind, um dieſen Staat zu befähigen, eine 
ſtabile Achſe durch die Schütterzone des öſtlichen Mitteleuropa zu legen. Eine nicht 
geringe Rolle ſpielt in dieſem negativen Urteil der in Frage kommenden Staaten die 
un verantwortliche Politik, die Polen gegenüber der deutſchen 
Volksgruppe betreibt. Denn der gefunde Menſchenverſtand muß den verant⸗ 
wortlichen Leitern dieſer Staaten ſagen, daß eine ſolche Politik auf die Dauer das 
polniſche Verhältnis zum Deutſchen Keiche gefährdet; und die Kenntnis der politiſchen 
Tatſachen ſagt ihnen weiter, daß die außenpolitiſche Aktionsfähigkeit Polens letzten Endes 

auf einem reibungsloſen Verhältnis zum Reiche beruht. Dr. K. 
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Geſetz gegen das deutfche Privatſchulweſen 


Die deutſche Regierung hat im Verlauf der Verhandlungen anläßlich des Außerkraft⸗ 
tretens einiger Teile der Genfer Oberſchleſienkonvention vergebens verſucht, den polniſchen 
Partner zu einer vertraglichen Neuregelung der beiderſeitigen Minderheitenſchutzbeſtim⸗ 
mungen im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet zu bewegen. Wenn der polniſche 
Partner damals ein Eingehen auf dieſe deutſche Anregung hartnäckig abgelehnt hat, ſo 
hat er damit nicht nur beſtätigt, daß es für ihn keine dringenden volkspolitiſchen Inter⸗ 
eſſen in Weſtoberſchleſien zu vertreten gibt, ſondern zugleich auch im Sinne ſeiner Be⸗ 
ſtrebungen einer völligen Ausrottung der deutſchen Volksgruppe Oſtoberſchleſiens 
gehandelt. Tatſächlich hat ſich die volkspolitiſche Lage im polniſch 
gewordenen Teil des ehemaligen Abſtimmungsgebietes ſeit 
dem 15. Juli d. J. ganz beträchtlich verſchärft. Durch eine Reihe ein⸗ 
ſchneidender Geſetze hat ſich die polniſche Verwaltung neue Grundlagen für ihre Politik 
der wirtſchaftlichen Aushungerung, der ſprachlichen Entrechtung, der kirchlichen Knebelung 
und der ſchuliſchen Unterdrückung geſchaffen. 

Am 30. Auguſt, vier Tage vor Beginn des neuen Schuljahres, hat der Schleſiſche 
Teilgebietslandkag ein Geſetz angenommen, das den Beſtand des deutſchen 
Privatſchulweſens Oſtoberſchleſiens aufs ſchwerſte gefährdet. 
Das Geſetz ſchiebt der Errichtung neuer deutſcher Privatſchulen einen Riegel vor, indem 
es der Schulbehörde die Möglichkeit gibt, die Erlaubnis zur Errichtung einer privaten 
Schule, Unterrichts: oder Erziehungsanſtalt zu verſagen, „wenn dieſe dem allgemein⸗ 
öffentlichen oder wirtſchaftlichen Bedürfnis dieſes Gebietes 
(d. h. Dftoberfihlefiens) nicht entſpricht“, beſonders aber dann, wenn „die 
beſtehenden ſtaatlichen oder öffentlichen Schulen der Jugend in 
auszeihendem. Moße Alnterrihg nnd Erzjebyuayegmäbyleitten‘.. 

Unter Berückſichtigung der deutſchfeindlichen Einftellung der polnifchen Verwaltungs⸗ 
behörden bedeutet das, daß es in Zukunft unmöglich ſein wird, durch einen weiteren 
Ausbau des deutſchen Privatſchulweſens für eine völkiſch vollwertige ſchuliſche Betreuung 
der oſtoberſchleſiſchen deutſchen Jugend zu ſorgen. Die Verſchlechterung der Rechtslage, 
die das deutſche Privatſchulweſen durch dieſe Beſtimmungen des neuen Geſetzes erfährt, 
geht aus einem Vergleich mit der einſchlägigen Beſtimmung der Genfer Konven⸗ 
tion deutlich hervor; der Artikel 98 Abſatz 3 der Konvention hat gelautet: „Die 
Frage, ob für den Privatunterricht ein Bedürfnis vorliegt oder nicht, kommt nicht 
in Betracht“. 

Aber nicht nur die Errichtung neuer Privatſchulen, ſondern auch die Exiſtenz der 
zur Zeit beſtehenden deutſchen Privatſchulen iſt durch das neue Geſetz in Frage 
geſtellt. Denn dieſes beſtimmt u. a., daß ſolche Schulen ausſchließlich von Kindern 
deutſcher Volkszugehörigkeit beſucht werden dürfen, wobei — und das iſt das Ent⸗ 
ſcheidende — die deutſche Volkszugehörigkeit nur dann als erwieſen gilt, wenn 4. die 
Kinder in genügender Weiſe die deutſche Sprache beherrſchen, und wenn 
2. die Erziehungsberechtigten nicht polniſcher Volkszugehörigkeit ſind. 
Damit hat der Schleſiſche Teilgebietslandtag das Prinzip der „objektiven 
Volkstums merkmale“, das von den polniſchen Behörden bereits ſeit Jahren mit 
unerhörter Rückſichtsloſigkeit zu Zwecken der Zwangspoloniſierung angewandt wird, als 
Kampfmittel gegen die deutſche Privatſchule Oſtoberſchleſiens 
geſetzlich ſanktioniert. Es iſt hinreichend bekannt, in welch unpädagogiſcher 
Form die Sprachprüfungen der deutſchen Schulanfänger von den polniſchen Examina⸗ 
toren durchgeführt werden und welch fadenſcheinige Argumente von den polniſchen Stellen 
vorgebracht werden, um den Eltern, die ihre Kinder zur deutſchen Schule anmelden, ihre 
deutſche Volkszugehörigkeit zu beftreiten! Es ſei auch in dieſem Falle noch einmal auf 
die jetzt endgültig über Bord geworfene einſchlägige Beſtimmung der Genfer Kon⸗ 
vention hingewieſen, um die durch das neue Geſetz verurſachte Verſchlechterung des 
Volksgruppenrechtes deutlich in Erſcheinung treten zu laſſen; der Artikel 131 Abſatz 1 der 
Konvention hat gelautet: „Was die Sprache eines Kindes oder Schülers iſt, beſtimmt 
ausſchließlich die mündlich oder ſchriftlich abgegebene Erklärung des Erziehungs⸗ 
berechtigten. Dieſe Erklärung darf von der Schulbehörde weder nachgeprüft noch 
beſtritten werden.“ Das hier ausgeſprochene Recht der freien Volkstums— 
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beſtimmung ift durch das neue Geſetz zugunften der Feſtſetzung der 
Volkszugehörigkeit durch die polniſchen Behörden abge— 
ſchafft worden. 

Schließlich iſt in dieſem Geſetz noch folgende, das deutſche Privatſchulweſen Oſtober⸗ 
ſchleſiens lähmende Beſtimmung enthalten: Eine deutſche private Volksſchule dürfen 
„grundſätzlich“ nur diejenigen Kinder mit behördlich anerkannter deutſcher Volkszugehörig⸗ 
keit beſuchen, die in einer Entfernung von höchſtens drei Kilometern 
vom Gebäude der betreffenden Schule wohnen. Wenn dieſe ein⸗ 
ſchränkende Beſtimmung, die der Genfer Konvention unbekannt war, nur für die privaten 
deutſchen Volks ſchulen, nicht aber auch für die höheren deutſchen Privatſchulen 
eingeführt worden iſt, ſo iſt das ganz gewiß nicht geſchehen, um die deutſchen Privat⸗ 
gymnaſien Oſtoberſchleſiens vor der Vernichtung zu retten, ſondern in der Erkenntnis, 
daß durch eine entſprechende Regelung auf deutſcher Seite das polniſche Gymnaſium 
in Beuthen mit einem Schlage erledigt ſein würde. Und wenn ſich der polniſche Geſetz⸗ 
geber bezüglich der Einführung der 3⸗Kilometerzone auf eine Anordnung des Regierungs⸗ 
präſidenten von Allenſtein aus dem Jahre 1932 berufen hat, ſo iſt dem entgegenzuhalten, 
daß durch dieſe Anordnung nur eine einzige polniſche Volksſchule betroffen wurde, daß 
das polniſche Geſetz aber 18 private deutſche Volksſchulen Oſtoberſchleſiens in Mitleiden⸗ 
ſchaft zieht, und daß es überdies ſehr merkwürdig anmutet, wenn man ſich polniſcherſeits 
im vierten Jahre des deutſch⸗polniſchen Paktes auf eine örtliche deutſche Verfügung aus 
der Zeit vor der Machtergreifung und vor dem Abſchluß des Paktes beruft! 

Ein Vergleich der Beſtimmungen des neuen Geſetzes mit dem früheren Rechtszuſtand 
ergibt ſo eindeutig eine Verſchlechterung der rechtlichen Lage des deutſchen Privatſchul⸗ 
weſens in Oſtoberſchleſien, daß der Verſuch der „Gazeta Polſka“, die Angelegenheit als 
belanglos hinzuſtellen, eine durchaus verfehlte Spekulation auf die deutſche Gutgläubigkeit 
iſt. Wenn die Abſicht beſtanden hätte, an der bisherigen Lage 
des deutſchen Schulweſens nichts zu ändern, dann hätte es 
logiſcherweiſe auch keines neuen Geſetzes bedurft. Wenn aber die 
„Gazeta Polſka“ dann meint, daß „bisher keinerlei Tatſachen eingetreten find, die 
den Stand der Dinge im Privatſchulweſen Oſtoberſchleſiens verändern“, ſo will ſie damit 
wohl andeuten, daß die polniſche Regierung hofft, mit der Drohung einer rigoroſen 
Durchführung des Geſetzes die deutſche Regierung zur Gewährung weiterer Vorrechte 
an die polniſchen Volksſplitter im Reich verleiten zu können. Die „Gazeta Polſka“ über⸗ 
ſieht dabei offenbar, daß bisher nichts geſcheheniſt, was geeignet wäre, 
polniſche Zuſicherungen hinſichtlich einer anſtändigen Behand⸗ 
lung der deutſchen Bel als glaubwürdig erſcheinen 
zu laſſen. j 


Das Syſtem Grazynſki 


Im Machtbereiche des Wojewoden Grazynſki vergeht kaum ein Tag ohne 
neue Schikanen und Gewalt maßnahmen gegen die Deutſchen. 
Wenn das hier im vollen Bewußtſein der Schwere der gegen die polniſche Volksgruppen⸗ 
politik gerichteten Anklage ausgeſprochen wird, ſo handelt es ſich dabei nicht um eine 
leicht hingeworfene propagandiſtiſche Floskel, ſondern um die Kennzeichnung des fat: 
ſächlichen Zuſtandes, der ſich durch keine Beſchwerden irgendwelcher polniſcher Stellen, 
die ſich fo gern auf das deutſch⸗polniſche Preſſeabkommen berufen, und erft recht nicht 
durch die tägliche Lügenpropaganda des Kattowitzer Wojewodenblattes abſtreiten oder 
verheimlichen läßt. Jeder beliebige Zeitraum läßt ſich zum Beweis der Richtigkeit des 
hier erhobenen Vorwurfs verwenden. Im folgenden ſollen nur einige der Fälle, 
die ſich in dem zweiwöchigen Zeitraum vom 27. Auguſt bis zum 
9. September in der Wojewodſchaft Schleſien abgeſpielt haben, 
angeführt werden. 

Am 27. Auguſt find drei, ſeit über 25 Jahren im Gchuldienft ſtehende deut ſche 
Lehrkräfte des Bielitzer Staatsgymnaſiums mit deutſcher 
Unterrichtsſprache, und zwar der Mathematiker Anton Barger, der Germaniſt 
Karl Haar und der Hiſtoriker Rudolf Beneſch, zur Dispoſition geftellt 
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worden. Zugleich hat die polniſche Schulbehörde einen vierten Lehrer derſelben Anſtalt, 
den Geographen Nikolaus Tannert, an die deutſche Volksſchule in Bielitz ver— 
ſetzt. Damit hat das einzige ſtaatliche Gymnaſium mit deutſcher Unterrichtsſprache, 
das es in Polen noch gibt und dem bereits vor mehreren Jahren ein polniſcher 
Direktor aufoktroyiert worden iſt, vier weitere bewährte deutſche Pädagogen verloren. 


Die Schulabteilung der Kattowitzer Wojewodſchaft ſtellte die Errichtung einer 
deutſchen Privatſchule in Tarnowitz, die bereits als geſichert galt und 
im Gebäude des aufgelöſten deutſchen Privatgymnaſiums untergebracht werden ſollte, 
dadurch in Frage, daß ſie 253 deutſchen Kindern aus dem Tarnowitzer Landkreis, 
die zu dieſer Schule angemeldet worden waren, deren Beſuch mit der Begründung verbot, 
daß ſie nicht innerhalb des Tarnowitzer Schulbezirks wohnten. Zugleich wurde die 
Errichtung einer deutſchen Schule in Trockenberg im Kreiſe Tarnowitz, 
die im vergangenen Jahre von den deutſchen Erziehungsberechtigten beantragt worden 
war, mit der wahrheitswidrigen Behauptung verhindert, daß die Zahl der ange⸗ 
meldeten Kinder der vorgeſchriebenen Mindeſtnorm nicht entſpreche. Die gleichfalls im 
letzten Jahre eingereichten Anträge auf Errichtung deutſcher Volks⸗ 
ſchulen in Piaſſetzna, Georgenberg und anderen Landgemeinden des Kreiſes 
Tarnowitz ſind bis heute noch nicht beantwortet worden! 


Die für den 3. September vorgeſehene Verſammlung der Jungdeutſchen 
Partei in Königshütte, in der Senator Wieſner über das neue Geſetz gegen das 
deutſche Privatſchulweſen in Oſtoberſchleſien ſprechen ſollte, wurde verboten. Ein 
Ausflug, den der Hilfsverein Deutſcher Frauen in Antonienhütte am 7. September 
nach Radoſchau unternehmen wollte, wurde verboten. Die ſeit 40 Jahren regelmäßig 
veranſtaltete Wallfahrt der katholiſchen Deutſchen aus Tarnowitz 
zum Annaberg, dem deutſchen Wahrzeichen Oberſchleſiens, mußte abgeſagt werden, 
da es die polniſchen Behörden trotz wiederholter Vorſtellungen ablehnten, den beantragten 
Sammelpaß für die Pilger auszuſtellen. 


Gegen das etwa 30 Schüler beherbergende Internat des deutſchen 
Privatgymnaſiums in Pleß war bereits vor längerer Zeit von der Zwangs⸗ 
verwaltung des Pleßſchen Vermögens Exmiſſionsklage eingereicht worden. Jetzt 
hat die Zwangsverwaltung die ſofortige Vollſtreckbarkeit des Räumungsurteils mit der 
Begründung erreicht, daß die Räume des Internats für die Unterbringung eines polniſchen 
Pädagogiſchen Lyzeums notwendig ſeien. Dieſe Begründung iſt um ſo eigenartiger, als 
das Lyzeum noch gar nicht beſteht. Das verhältnismäßig kleine deutſche Gymnaſium in 
Pleß, das im vergangenen Schuljahr von 86 Schülern beſucht wurde, iſt durch die Weg⸗ 
nahme des Internates, in dem die auswärtigen Schüler untergebracht waren, in feinem 
Beſtande gefährdet. Die polniſche Maßnahme wiegt um ſo ſchwerer, als es ſich 
bei dem Pleſſer Internat um die einzige deutſche Einrichtung dieſer Art in Oſtober⸗ 
ſchleſien handelt, während die Polen in Weſtoberſchleſien für ihr Beuthener Gymnaſium 
zwei Internate beſitzen. 

Sieben deutſche Arbeiter, die erſt vor kurzem von einer Kattowitzer Firma 
zur Ausführung von Bauarbeiten an der Lublinitzer Waſſerleitung eingeſtellt worden 
waren, wurden Ende Auguſt auf Anordnung der Lublinitzer Behörden 
friſtlos entlaſſen. Auf dem Arbeitsamt wurde ihnen erklärt, daß ihre Ent⸗ 
laſſung von höheren Stellen verfügt worden ſei, und daß, ehe ſie wieder in Arbeit und 
Brot kommen könnten, erſt alle „verdienten Polen“ untergebracht werden müßten. Der 
Fall wird noch klarer, wenn man erwähnt, daß ein polniſcher Arbeiter, den man irr⸗ 
tümlicherweiſe für einen Deutſchen gehalten und daher gleichfalls entlaſſen hatte, nach 
der Aufdeckung dieſes Verſehens ſofort wieder eingeſtellt worden iſt. 

Am 4. September veröffentlichte die „Polſka Zachodnia“, das Organ des Wojewoden 
Grazynſki, einen Artikel, in dem ſie, wie ſchon mehrfach, gegen den Vertrieb 
deutſcher Zeitungen und Zeitſchriften in Polen polemiſierte. Sie 
verſuchte, die Zeitungsverkäuferinnen, die in den Straßen der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Städte neben einigen wenig gefragten polniſchen Blättern auch die „Kattowitzer 
Zeitung“, den „Oberſchleſiſchen Kurier“, den „Aufbruch“, die „Oſtdeutſche Morgenpoſt“, 
die „Woche“ und andere „polenfeindliche nationalſozialiſtiſche Schmäh- und Spott⸗ 
ſchriften“ verkaufen, der ſtaatsfeindlichen Geſinnung zu denunzieren! In dem Artikel 
wurden dieſe Frauen, die ſich ihr Geld durch den Zeikungsverkauf mühſam und redlich 
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verdienen, als „ſtille, unbekannte Mitarbeiterinnen des Berliner 
Propagandaminiſteriums“ und als „Mitarbeiterinnen des Herrn 
Goebbels und ſeiner hakatiſtiſchen Preſſe“ bezeichnet. Der Zweck des 
Artikels war offenbar, gegen den Vertrieb deutſcher Blätter (notfalls durch die Mobili⸗ 
ſierung der „patriotiſchen Gefühle“ gegen die Zeitungsverkäuferinnen) Stimmung 
zu machen. 


Die öffentliche Volksſchule mit deutſcher Unterrichtsſprache 
im Kattowitzer Stadtteil Zawodzie iſt auf Anordnung der Schulabteilung 
der Wojewodſchaft aufgelöſt worden. Die Schule wurde von 280 deutſchen 
Kindern beſucht, die daraufhin in eine andere, im Stadtzentrum gelegene Minder⸗ 
heitsſchule umgeſchult werden mußten. Ganz abgeſehen davon, daß die Kinder jetzt täglich 
einen beträchtlich weiteren Schulweg, und zwar durch die verkehrsreichen 
Straßen der Innenſtadt zurücklegen müſſen, ſind in der den Kindern zugewieſenen Schule 
keine für einen ſolchen Zuwachs ausreichenden Unterrichts- 
räume vorhanden. Das den Deutſchen weggenommene Schulgebäude in Zawodzie aber 
wurde der jüdiſchen Minderheit überwieſen! 


Der bisher von den Vinzentinerinnen unterhaltene deutſche Kindergarten 
in Königshütte, in dem zuletzt 45 deutſche Kinder untergebracht waren, 
wurde auf Anordnung der Schulabteilung der Wojewodſchaft ohne Begründung 
geſchloſſen. Die den Kindergarten leitende Schweſter wurde mit ſofortiger Wirkung 
nach Teſchen verſetzt. Auch in Siemianowitz mußte einer der beiden dort beſtehen⸗ 
den deutſchen Kindergärten, der bisher in der öffentlichen Minderheitsſchule mit deutſcher 
Unterrichtsſprache untergebracht war, geräumt werden, da ſich die zuſtändigen 
polniſchen Stellen weigerten, dem Deutſchen Schulverein die Räume für dieſe Zwecke 
noch weiterhin zur Verfügung zu ſtellen. 


Vierzehn Krankenſchweſtern deutſcher Staatsangehörigkeit, 
die bisher in Oſtoberſchleſien tätig waren, wurde von den polniſchen Behörden die Auf⸗ 
enthaltsgenehmigung in Polen entzogen. Auf Grund dieſer Verfügung 
mußten die im Johanniterkrankenhaus in Pleß und im evangeliſchen Waiſenhaus in Alt⸗ 
dorf tätigen Diakoniſſen, darunter die Leiterin des Pleſſer Krankenhauſes, Schweſter 
Meta Malike, die während 22 Jahren in treuer Pflichterfüllung auf ihrem Poſten 
ausgeharrt hatte, Polen verlaſſen. 


Am 2. September berichtete die „Kattowitzer Zeitung“ von einem neuen polniſchen 
Vorſtoß gegen die Verdienſtmöglichkeiten der oſtoberſchleſiſchen Deutſchen. Drei Vor⸗ 
ſtands mitglieder des polniſchen Gaſthausangeſtelltenverban⸗ 
des erſchienen in mehreren Kattowitzer Lokalen, verlangten die Beſitzer zu ſprechen und 
forderten dieſe auf, „im eigenen Intereſſe“ ihre deutſchen Angeſtelltenſofort 
zu entlaſſen. Es braucht kaum hinzugefügt zu werden, daß ſich im Mlachtbereiche 
des Wojewoden Grazynſki keine amtliche polniſche Stelle gefunden hat, die es für ihre 
Pflicht gehalten hätte, dem Treiben dieſer deutſchfeindlichen Agenten entgegenzutreten. 


Es ſind das, wie geſagt, nur einige Fälle aus einer längeren Liſte 
polniſcher Unterdrückungsmaßnahmen, die im Laufe zweier Wochen in einer 
einzigen Wojewodſchaft Polens haben feſtgeſtellt werden können! Dieſe 
Liſte reicht, obwohl ſie nicht vollſtändig iſt, vollkommen aus, um eine Vorſtellung von dem 
unerhörten Druck zu vermitteln, dem die deutſche Volksgruppe in Polen ausgeſetzt iſt. 
Um noch einmal zuſammenzufaſſen: In dem erwähnten kurzen Zeitraum wurden von 
polniſcher Seite gegen drei deutſche Volksſchulen (in Tarlowitz, Trockenberg und Katto⸗ 
witz), gegen zwei deutſche Gymnaſien (in Bielitz und Pleß) und gegen zwei deutſche 
Kindergärten (in Königshütte und Siemianowitz) Zwangsmaßnahmen ergriffen. Lind in 
vier Fällen wurden größere Gruppen deutſcher Arbeitnehmer, und zwar Bauarbeiter, 
Zeitungsverkäuferinnen, Gaſthausangeſtellte und Krankenſchweſtern ihres Deutſchtums 
wegen aus der Arbeit entlaſſen, in ihrem Verdienſte bedroht, bzw. des Landes verwieſen. 
Etwa 20 deutſchen Kindern wurden ihre Kindergärten genommen. Vier deutſche Lehrer 
wurden von ihrem Poſten entfernt. Faſt 700 deutſche Schüler wurden durch die Weg⸗ 
nahme ihres Internates, durch die Zwangsverweiſung in eine andere Schule, durch die 
Beſeitigung ihrer deutſchen Lehrer, bzw. durch die Nichtgenehmigung ihrer Einſchulungs⸗ 
geſuche geſchädigt. 
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Die weißruffiihe Frage in Polen 


Ein beliebtes Mittel im Kampf der Polen gegen die deutſche Volksgruppe ihres 
Landes, deren Poloniſierung oft ganz unverhohlen als natürlicher Gang der Dinge und 
erwünſchtes Ziel bezeichnet wird, iſt die immer wiederholte Behauptung vom angeblichen 
Leidensweg der polniſchen Volksſplitter im Deutſchen Reich. Dabei kommt man dann 
meiſt mit erſtaunlichen Rechenmethoden zu phantaſtiſchen Zahlen über die Stärke des 
Polentums im Reich, während man die Deutſchen in Polen durch gewiſſe Volkszählungs⸗ 
methoden ſo weit herunterdrückt, daß man zuguterletzt der ſtaunenden Mitwelt verkünden 
kann, daß auch im gegenwärtigen, verkleinerten deutſchen Reichsgebiet faſt doppelt 
ſoviel Polen leben wie Deutſche in Polen. 


Es liegt auf der Hand und kann in dieſem Zuſammenhang nicht näher erläutert 
werden, daß ein Vergleich des etwa 1,2 Millionen ſtarken Deutſch⸗ 
tums in Polen mit den etwa 80000 Polen im Reich nicht nur zahlen: 
mäßig ein Unding iſt. Vielmehr waren die Deutſchen in Polen durch alle Jahr⸗ 
hunderte polniſcher Geſchichte bis heute eine kulturſchaffende Schicht, die in 
höchſtem Maße am Aufbau des polniſchen Staates beteiligt war, während von einer 
ähnlichen Leiſtung der Polen in Deutſchland nicht gut wird geſprochen werden können. 
Ein Vergleich der deutſchen Volksgruppe in Polen mit den 
polniſchen Splittern im Reich iſt daher zahlenmäßig und inhalt: 
lich ſinnlos, und alles, was in dieſer Richtung von polniſcher 
Seite propagandiſtiſch verſucht wird, muß als bewußte Irre⸗ 
führung bezeichnet werden. 


Dagegen dürfte es lehrreich ſein, ſich einmal das Schickſal einer Volksgruppe in Polen 
anzuſehen, die tatſächlich ſo ſtark iſt, wie die polniſche Propaganda behauptet, daß es 
die polniſchen Volksſplitter in Deutſchland ſeien. Gemeint find die Weißruſſen. 
Dieſe bilden zwar zahlenmäßig eine recht bedeutende Gruppe, ſtehen 
aber in ihrem Kulturſtand und politiſchen Bewußtſeinsgrad noch weit zurück. Sie ſind 
ein noch unentwickeltes, junges Volkstum, das in ähnlicher Lage lebt wie 
die Polen vor dem Kriege: aufgeteilt in mehrere Staaten. Man ſollte daher 
meinen, daß auf polniſcher Seite für ein ſolches Volk einiges 
Verſtändnis vorhanden ſein müßte und daß Polen dieſem Volk das 
nicht verwehrt, was es für die Polen im Deutſchen Reich 
fordert und angeblich nicht im gewünſchten Ausmaß erhält. Ein kurzer Blick auf die 
Lage des weißruſſiſchen Volkes in Polen mag unter dieſem Geſichtspunkt von 
Bedeutung ſein. . 

Das etwa 10 Millionen ſtarke weißruſſiſche Volk lebt heute mit etwa 8 Millionen 
Menſchen in der ſogen. „autonomen“ weißruſſiſchen Sowjetrepublik unter der Knute 
des Moskauer Bolſchewismus, und mit mindeſtens 1% Millionen in den 
Grenzen der Republik Polen. Dazu kommt noch eine Gruppe in der 
lettländiſchen Provinz Lettgallen, dem alten „Polniſch⸗Lipland“. Die Weißruſſen 
ſelbſt geben als höchſte Zahl ihrer in Polen lebenden Volks⸗ 
genoffen 2% Millionen an. Nach der letzten polniſchen Volkszählung, 
deren Ziffern bekanntlich mit größter Vorſicht aufzunehmen ſind, wird nur annähernd 
1 Million angegeben. 

Das weißruſſiſche Volk iſt nicht ohne geſchichtliche Tradition. Das alte litauiſch⸗ 
weißruſſiſche Großfürſtentum des Mittelalters empfinden ſie als ihren alten Staat mit 
großer Vergangenheit. Erſt die Union Polens mit Litauen brachte die pol⸗ 
niſche Ueberfremdung und die Polonifierung der adligen Oberſchicht 
mit ſich. Seitdem And die Weißruſſen ein Bauernvolk geworden, das bis 
zum Ende des alten polniſchen Staates im polniſchen Herrſchafts⸗ und Kulturbereich 
ſtand und dann bis zum Weltkrieg unter der harten Herrſchaft des ruſſiſchen Zarentums 
lebte. Das erſte nationale Erwachen und die Ausbildung einer 
kleinen Führerſchicht begann bereits vor dem Weltkrieg. Dieſer 
brachte aber erſt den wirklichen Aufſchwung, als die deutſche V er wa It ung wie 
den Polen und Litauern auch den Weißruſſen die Möglichkeit zu v ölkiſcher 
Kulturarbeit gab. In jener Zeit wurde eine verhältnismäßig große Zahl von 


351 


Schulen mit weißruſſiſcher Unterrichtsſprache gegründet. Der kurze 
Traum eines eigenen, 1918 proklamierten Staates verging ſo raſch, wie er gekommen 
war, im Chaos der Bolſchewiſtenkämpfe. Weißrußland wurde zwiſchen Polen und 
der Sowjetunion aufgeteilt. 

War die Lage der weißruſſiſchen Volksgruppe in Polen bis 1926 noch einigermaßen 
erträglich, ſo begann ſeitdem ein immer bewußterer zwangsweiſer Abbau der geſamten 
weißruſſiſchen Kulturarbeit in Polen. Heute kann die Lage der Volksgruppe in Polen 
ganz kurz mit der Feſtſtellung gekennzeichnet werden, daß ein auf Grund der 
polniſchen Verfaſſung garantiertes kulturelles Eigenleben nicht 
beſteht, und daß die geringſten Verſuche, die in dieſer Richtung unter- 
nommen werden, rückſichtslos unterdrückt werden. 

Ein weißruſſiſches Schulweſen gibt es in Polen ſo gut wie gar nicht. 
Von den anfänglich über 300 Volksſchulen iſt keine geblieben. 
Bis vor kurzem beſtanden wenigſtens noch gut 60 fogen. „weißruſſiſche“ Schulen, d. h. 
polniſche Anſtalten mit Weißruſſiſch in wenigen Stunden als Unterrichtsfach. Von 
höheren Schulen blieb allein das weißruſſiſche Gymnaſium in Wilna 
(Glowacki⸗Gymnaſium) beſtehen. Alle Bemühungen der Weißruſſen, in der letzten Zeit 
ein eigenes Schulweſen aufzubauen, verliefen ergebnislos. Die vom weißruſfiſchen 
Kulkurinſtitut in Wilna im vergangenen Jahr eingeleitete Aktion für die eigene 
Schule, wobei ein amtlich genehmigtes, aber in den Dörfern trotzdem beſchlagnahmtes 
Plakat verbreitet wurde, führte nur zu neuem Terror der Polizei auf dem Dorfe und 
endete mit der Schließung des weißruſſiſchen Kulturinſtituts und 
all ſeiner kleinen Stützpunkte auf dem Lande. Eine Million 
amtlich zugegebener Weißruſſen haben alſo in Polen keine 
einzige Volksſchule! Aber auch der Hausunterricht ſoll unter⸗ 
bunden werden und wird verfolgt. So wurde kürzlich eine harmloſe Fibel wegen 
eines kleinen Leſeſtückes, das Angaben über das weißruſſiſche Volk enthielt, beſchlag⸗ 
nahmt. Das Ziel ift klar: völlige Polonifierung der weiß⸗ 
ruſſiſchen Volksgruppe. Und es muß zugegeben werden, daß man dabei 
konſequent vorgeht. N 

Nicht viel beſſer ſieht es mit der weißruſſiſchen Preſſe aus. Es gibt nur 
wenige kleine Blätter kirchlichen, landwirtſchaftlichen oder literariſchen Inhalts. Das 
einzige politiſche Organ, die Wochenzeitſchrift „Belaruſkaja Krynica“ wurde im 
Dezember vorigen Jahres gleichzeitig mit der Schließung des Kulturinſtituts verboten. 
Sie gewann zwar den darauf folgenden Prozeß und begann wieder zu erſcheinen, jedoch 
nur bis zur vierten Nummer. Dann mußte ſie ihr Erſcheinen von neuem einſtellen. 
Eine Million amtlich zugegebener Weißruſſen haben in Polen 
keine einzige politiſche Zeitung! 

Kirchlich iſt die weißruſſiſche Volksgruppe geſpalten: zu etwa ein Drittel 
römiſch⸗katholiſch, zu zwei Drittel griechiſch⸗orthodox. Dadurch 
iſt ihr Leben natürlich weſentlich erſchwert. Schon äußerlich kommt das darin zum 
Ausdruck, daß die Weißruſſen in Polen bis heute noch die lateiniſche und die 
ruſſiſch⸗kyrilliſcche Schrift gleichberechtigt nebeneinander verwenden. Daß 
das Weißruſſentum von der römiſchen Kirche nichts zu erwarten hat, wird für jeden klar 
verſtändlich fein, der die Rolle politiſchen katholiſchen Prieſtertums 
im Kampf für die Poloniſierung überhaupt kennt. Die wenigen 
volksbewußten, weißruſſiſchen Prieſter, die es überhaupt gibt, find 
entweder nach dem Weſten Polens verſetzt oder völlig in ihrer Tätigkeit 
gehemmt. Merkwürdigerweiſe iſt ihnen jede „politiſche“ Tätigkeit unterſagt. 
Predigten in der Mutterſprache gibtes nicht und darf es nicht geben. 
Mit der orthodoxen Kirche ſteht es nicht viel beſſer. Die Prieſter ſtehen noch 
im Bann ruſſiſcher Ueberlieferungen, haben ſich in ihrer Mehrzahl jedoch 
ganz den politiſchen Zielen des polniſchen Staates im Oſten 
untergeordnet. i , i 

Eigene Wirtſchaftsorganiſationen befißen die Weißruſſen nicht. Die 
befcheidenen Anſätze zu einem eigenen Genoſſenſchaftsweſen wurden meiſt ſchon 
im Keim erſtickt. So gibt der völlig verarmte und elend lebende weißruſſiſche Bauer ſein 
letztes Geld meiſt dem Juden oder auch den neu aufgebauten, polniſchen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Vereinen. 
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So ſieht die Lage für das weißruſſiſche Volk troſtlos genug aus: der größte Teil des 
Volkes vom Bolſchewismus erfaßt und damit dem Moskauer Schreckensregiment aus: 
geliefert, der andere Teil in Polen um feine einfachſten Lebensrechte 
gebracht, vom ſtaatlichen Apparat an jeder Bewegung verhindert, durch Kirche, 
Militär und Schule der Poloniſierung ausgeſetzt, und dabei noch 
ganz in den Anfängen eigener völkiſcher Entfaltung. Aber trotz alledem: es iſt ein 
geſchloſſen ſiedelndes Bauernvolk, das ſich feine Sprache und 
Eigenart nicht ſo leicht nehmen läßt und mehr und mehr zu 
politiſchem Bewußtſein erwacht. So verzweifelt die Lage des Weißruſſen⸗ 
tums heute auch ſein mag, ſo ausſichtslos wird das Ziel des polniſchen Kampfes, die 
reſtloſe Poloniſierung, ſein. 


Das Heer der Tſchecho⸗Glowakei 


Die Tradition der Legionen 


Tſchechiſche und ſlowakiſche Soldaten ſtanden während des Weltkrieges an allen 
Fronten Oeſterreich⸗Ungarns. Die durch das öſterreichiſch⸗-ungariſche Heer erfaßten 
Tſchechen wechſelten jedoch auf Grund der ſchon vorher betriebenen und im Kriege wieder 
beſonders erſtarkten allſlawiſchen Agitation ſehr bald in das Lager der Kriegsgegner der 
Mittelmächte hinüber. Dieſe Ulebertritte erfolgten einzeln, in kleinen Trupps, aber auch 
in geſchloſſenen Verbänden. Bekannt iſt der Uebergang des geſamten öſterrreichiſchen 
Infanterieregiments Nr. 28 (Friedensgarniſon Prag), das ſchon im Winter 1944/15 dieſen 
„Stellungswechſel“ zu den Ruſſen vollzog. Fahnenflucht und Befehls: 
verweigerung machten den Wert der tſchechiſchen Bataillone während des Krieges 
trotz aller vorſorglichen Maßnahmen ſchließlich gleich Null. In Rußland aber konnte 
aus dieſen Ueberläufern, Gefangenen und im Lande anfäffigen Tſchechen ſchon 1915 ein 
tſchechiſches Schützenregiment aufgeſtellt werden. 1946 gab es ſchon zwei kriegsſtarke 
Regimenter von Eſchechen und Slowaken hinter der ruſſiſchen Front, 4917 bereits eine 
ganze Diviſion. Um die Aufftellung dieſer Formationen bemühte ſich vor allem der 
ſpätere erſte Generalſtabschef der Tſchecho⸗Slowakei, Fliegergeneral Stefanik. 


Im gleichen Geiſt der betonten Auflehnung gegen die öſterreichiſche Herrſchaft wurde 
von 1916 an auf Erſuchen des aus Oeſterreich geflüchteten, ſpäteren Staatspräſidenten 
Maſaryk, die Bildung tſchechiſcher Legionen auch in Frankreich und Italien 
gefördert, nachdem in Frankreich genau ſo wie in Rußland bereits bald nach Kriegs⸗ 
ausbruch aus den anſäſſigen Tſchechen und Slowaken Freiwilligenbataillone aufgeſtellt 
worden waren. Ende 1917 anerkannte Poincaré als franzöſiſcher Staatspräſident offiziell 
die Exiſtenz einer tſchechiſchen Armee, eines Heeres ohne Staat. Die Offiziere dieſer freiwilligen 
Legionen ſetzten ſich aus den Führerkreiſen der panſlawiſtiſchen Bewegung des „Sokol“ 
zufammen. In Italien ſtanden Ende 4918 ſechs tſchecho⸗ ſlowakiſche Legionen zum Einfaß gegen 
die Mittelmächte bereit. Insgeſamt kann man die Stärke der tſchechiſchen Legionen, alſo 
der Vorläufer des jetzigen Heeres, mit rund 100 000 Mann anſetzen; ihre Verluſte 
betrugen knapp 5 000 Mann! Ihre militäriſchen Leiſtungen waren ohne Bedeutung. 

Nichts deſto weniger iſt die Legionärstradition im heutigen tſchechiſchen Heere ſehr ſtark. 
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rein repräſentative Truppe der Burgwache auf dem Hradſchin zu Prag trägt, mit je einem 
Zug, die Uniformen der einſtigen Legionen in Rußland, Frankreich und Italien. Aermel⸗ 
winkel auf den Uniformen erinnern des weiteren an die Legionärszeit, wobei ein Winkel 
immer ein Jahr Legionszugehörigkeit anzeigt. Aus dem Stamm der Legionen, die aus 
Frankreich und Italien 1918 und 1949, aus Rußland und Sibirien, wo ſie unter ihrem 
„Generaliſſimus“ Gayda eine äußerſt fragwürdige Rolle geſpielt hatten, zurückkehrten, 
wurde in Stärke von drei Diviſionen der Grundſtock der neuen Armee der tſchecho— 
ſlowakiſchen Republik gebildet. Eine franzöſiſche Militärmiſſion unter 
General Mittelhauſer, der gleichzeitig Chef des tſchecho-ſlowakiſchen Generalſtabes war, 
führte gemeinſam mit den Legionen und den Gofolverbänden deren Aufſtellung durch. 
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Wehrverfaſſung, Heeresſtärke und Grenzzonen 


Die Grundlage der tſchecho⸗ſlowakiſchen Wehrverfaſſung bildet das Wehrgeſetz 
vom 19. März 1920 nebſt ſeinen ſpäteren Abänderungen und weiteren Wehr⸗ 
vorſchriften. Die Republik hat die allgemeine Wehrpflicht eingeführt, die ſich in die aktive 
Dienſtpflicht und in den Dienſt in der I. und II. Reſerve, bzw. neuerdings auch Erſatz⸗ 
reſerve, gliedert. Jeder Wehrpflichtige iſt mit dem 20. Lebensjahr geſtellungspflichtig. 
Die Dienſtzeit, die früher 18 bzw. 14 Monate betrug, wurde ab Dezember 1934 auf 
zwei Jahre heraufgeſetzt. Die Zugehörigkeit zur I. Reſerve dauert bis zum 40. Lebens⸗ 
jahr, zur II. Reſerve bis zum 50. Die im Jahre 1928 nach altem öſterreichiſchen Vorbild 
aufgeſtellte Erſatzreſerve erfaßt die Wehrpflichtigen vom 20. bis zum 50. Lebensjahr, 
denen Wehrerleichterungen zuſtehen. Ihre Ausbildungszeit beträgt fünf Monate. Dar: 
über hinaus beſteht eine 13jährige Hilfsdienſtpflicht, welche die Altersklaſſen vom 17. bis 
zum 20. und vom 54. bis zum 60. Jahre erfaßt. 

Man rechnet derzeit mit einer Friedensſtärke des tſchechiſchen Heeres 
von rund 200000 Offizieren, Unteroffizieren und Mannſchaften 
und unter Einſchluß der ausgebildeten Reſerven uſw. mit einer möglichen Kriegs⸗ 
ſtärke von rund 2 Millionen Mann! Die Zuſammenſetzung des Friedens⸗ 
heeres nach Nationalitäten ergibt ein recht intereſſantes Bild, da nur 52 v. H. 
der Wehrmachts angehörigen Tſchechen, dagegen 22 v. H. Deutſche, 
15 b. H. Slowaken, 5 v. H. Ungarn, 4 v. H. Ruthenen und 2 v. H. Sonſtige find. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es kein Wunder, daß die Haltung und Einſatzfeſtigkeit der Truppen 
eine durchaus verſchiedene iſt; vom „Preußen“ bis zum ſlowakiſchen Bürgerwehrler à la 
1848 iſt alles vertreten. 

Außer dem natürlichen Grenzſchutz, den die Gebirgszüge bieten, verfügt die Tſchecho⸗ 
Slowakei, wenn man von einigen gänzlich veralteten Lleberbleibfeln aus der öſterreichiſchen 
Zeit abſieht, über keine Feſtungen. Das Staatsverteidigungsgeſetz 
vom Mai 1936 ſieht deshalb u. a. vor, daß nach dem Muſter der franzöſiſchen 
Maginot⸗Linie ein „Feſtungswall nach dem Vorbild des franzöſiſchen 
Feſtungsgürtels ander deutſchen Grenze!“ geſchaffen werden ſoll. Es ift 
eine „Grenzzone“ und eine „befeſtigte Zone“ geſchaffen worden. Die erſtere umfaßt einen 
25 Kilometer breiten Landſtreifen längs der Staatsgrenze, die zweite wird nach Umfang 
und Ausdehnung von der Militärverwaltung jeweils beſtimmt. Praktiſch iſt damit 
annähernd die Hälfte des geſamten Staatsgebietes erfaßt. Durch 
die Tatſache, daß dieſe Grenzgebiete überwiegend von den nichttſchechiſchen Volksgruppen 
bewohnt werden, in der Hauptſache vom ſudetendeutſchen Bevölkerungsteil, hat man 
hiermit gleichzeitig dem tſchechiſchen Staatsvolk eine gewaltige volkspolitiſche Waffe in 
die Hände geſpielt; denn faſt das geſamte, von Deutſchen beſiedelte Gebiet des Staates 
ſteht auf Grund dieſes ee unter einem Ausnahmerecht, das der Militärbehörde die 
Möglichkeit jedes beliebigen Eingriffs in Grundbeſitz, Wirtſchaft und perſönliche Freiheit 

eſtattet. 
2 in öſterreich⸗ungariſcher Zeit erbauten, in Böhmen und Mähren-⸗Schleſien in der 
Hauptſache in nord⸗ſüdlicher Richtung verlaufenden Eiſenbahnlinien weiſen im 
Hinblick auf die militäriſchen Bedürfniſſe zur Zeit noch immer beträchtliche Mängel auf. 
Erſt die Vollendung des im Gang befindlichen Ausbaues von Oſt⸗Weſtverbindungen paßt 
das Eiſenbahnnetz den neuen ſtrategiſchen Bedürfniſſen an. Beſondere Bedeutung wird 
hierbei der zur Zeit noch im Bau befindlichen zweigleiſigen Oſt⸗Weſtlinie zufallen, die im 
Innern des Landes durch das Tal der Becwa, eines Nebenfluſſes der Marſch, über die 
Weißkarpathen führt. 


Gliederung des Heeres, Luftflotte 


Die tſchecho⸗ſlowakiſche Armee iſt in 4 Landesmilitärkommandos eingeteilt, 
die ſich in Prag für Böhmen, in Brünn für Mähren und Schleſien, in Preßburg für die 
weſtliche und in Kaſchau für die öſtliche Slowakei und Karpathenrußland befinden. Den 
Landesmilikärkommandos unterſtehen die? Armeekorps des Heeres, die die grund⸗ 
legende Einheit bilden. Die Organiſation dieſer Armeekorps iſt zur Zeit noch im Lim: 
bezw. Aufbau begriffen. Vorgeſehen find für ein Armeekorps 2—3 Infanteriediviſionen 
mit je 2 Infanteriebrigaden zu je 2 Infanterieregimentern, ferner 1 leichten und 1 ſchwe⸗ 
ren Artillerieregiment; dazu kommen die Korpstruppen, Kavallerie, Panzer truppen, tech: 
niſche Truppen, Kraftfahrverbände uff. In der letzten Zeit ſcheint die Entwicklung der 
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Diviſion jedoch auf den Beſtand von nur 3 Infanterieregimentern hinzugehen. Da die 
tſchechiſche Armee zum Teil aus Rahmen-Formationen beſteht, find die Regimenter, Di⸗ 
bifionen uſw. nie auf voller Stärke. Bei dieſen Rahmen-Formationen find nur die 
Stämme von Offizieren und Unteroffizieren ſowie das Büroperſonal vorhanden, während 
die Reſervemannſchaften in den Ulebungszeiten die Reihen auffüllen. Waffen und Geräte 
dieſer Formationen ſind in den Zwiſchenzeiten gelagert. 

Beſondere Bedeutung kommt im Heere der Luftflotte zu. Das völlig neugebildete 
Fliegerkorps ſtützte ſich anfangs, abgeſehen von den Reſten der alten öſterreichiſchen 
Fliegerſchule in Eger und des Flugplatzes Gbely bei Prag, auf eine Lleberweiſung der 
Franzoſen aus dem Jahre 1919, die mit ihren 115 Flugzeugen die Aufſtellung der erſten 
Fliegerſtaffeln ermöglichte. Nach Schaffung eines Kommandos der tſchechiſchen Luft⸗ 
ſtreikkräfte im Jahre 1920 und der Verlegung der Zentral-Fliegerſchule nach Proßnitz, 
nahm die Entwicklung der Luftflotte einen gewaltigen Aufſchwung. Heute beſtehen bereits 
7 Fliegerregimenter mit einem Beſtand von rund 1500 Flug⸗ 
zeugen undeinem Perſonal von etwa 10000 Mann. Es gibt 18 Friedens⸗ 
flughäfen, zu denen ſich im Ernſtfall ſolche der Gendarmerie, der zivilen Fliegerei, der 
Fabriken uſw. geſellen. Daß die Heeresleitung im Kriegsfall praktiſch mit einem Beſtand 
von etwa 150 verwendungsbereiten Flughäfen rechnen kann, zeigt, daß fie auf den Einſatz 
der Luftſtreitkräfte befreundeter Staaten auf tſchecho⸗ſlowakiſchem Boden vorbereitet iſt. 

Als Kurioſum ſei erwähnt, daß die Tſchecho⸗Slowakei auch über eine Marine 
verfügt. Da das Staatsgebiet nämlich zwiſchen Preßburg und Szob an die Donau 
grenzt, unterhält man auch eine Donauflotktille, die aus dem Monitor „Maſaryk“ 
von 200 Tonnen mit 7,5 em Geſchützen und Maſchinengewehren, 2 Flußkanonenbooten 
und etwa 20 weiteren Fahrzeugen (Patrouillen-, Wach, Schlepp⸗, Minenleg⸗ und Minen⸗ 
ſuchbooten) beſteht. \ 


Motoriſierung, Rüſtungsinduſtrie 


Die Motoriſierung des Heeres macht erhebliche Fortſchritte. Die ſchwere 
und die mittlere Artillerie And vollſtändig, die leichte Artillerie, Fuhrpark uſw. zum Teil 
motoriſiert. Dasſelbe gilt für die techniſchen Truppen, wie Flak, Pioniere, Train uff. 
An Panzerwagen⸗Regimentern beſtehen drei nach franzöſiſchem Muſter. Hand in Hand 
mit dem Ausbau der militäriſchen Motoriſierung geht die Umbildung des zivilen Kraft⸗ 
fahrweſens, wobei beſonderer Wert auf eine möglichſt große Anzahl an guten Laſtkraft⸗ 
wagen gelegt wird, die als „ftille Reſerve“ für den Ernſtfall bereitſteht. 

Die hochentwickelte Rüſtungsinduſtrie des Landes gewährleiſtet eine einheitliche und 
neuzeitliche Bewaffnung und Ausrüſtung des Heeres. Die Rüſtungsinduſtrie iſt in der Lage, 
den Bedarf der Feldarmee auch für die Dauer eines langen Krieges zu decken. Ihr⸗Mittel⸗ 
punkk find die ehemals öſterreichiſchen Skoda⸗Werke in Pilſen, die in Prag, Brünn, Olmütz, 
Oſtrau und weiteren Orten Tochterwerke unterhalten, deren Aktien ſich allerdings zu 
60 v. H. in den Händen des franzöſiſchen Rüſtungskonzerns Schneider⸗Creuzot befinden, 
während je 20 v. H. im Beſitz des tſchechiſchen Staates und einer tſchechiſchen Bank ſind. 
Außer den Skoda⸗Werken dient noch eine Reihe weiterer Fabriken der Herſtellung von 
Kriegsgerät. Die Tſchecho⸗Slowakei iſt in der Lage, Waffen, Munition und Heeres⸗ 
bedarf (por allem nach Rumänien) zu exportieren. Die Ulmſtellung weiterer Fabriken 
auf Kriegsbedarfserzeugung iſt im Rahmen der wirtſchaftlichen Mobilmachung vorbereitet. 


Militäriſche Organiſationen und Jugendausbildung 


Dem tſchecho⸗ſlowakiſchen Heere ſtehen Verbände und Vereine mit mili⸗ 
täriſchem Charakter zur Seite; deren Aufgaben ſind Wehrerziehung, vor⸗ 
militäriſche Ausbildung, Militärhilfsdienſt, Erhaltung ſoldatiſchen Geiſtes und Könnens, 
Erfaſſung der Zivilbevölkerung zum Hilfsdienſt uſw. Der Sokol, der während des 
Krieges maßgebend zur Aufftellung der tſchechiſchen Legionen beitrug, umfaßt einſchließlich 
feiner Frauen- und Jugendgruppen etwa 800 000 Mitglieder. Wehrſport, Ausbildung mit 
der Waffe, Geländeübungen uſw. befähigen die Sokol⸗Mitglieder, im Kriegsfall den 
Grenzſchutz zu verſtärken, Bahn-, Brücken⸗ und Anlagenſchutz zu übernehmen, während 
die Frauenabteilungen im zivilen Luftſchutz, im Samarikerdienſt, im Nachrichtenweſen uſw. 
ausgebildet werden. 
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Der klerikal ausgerichtete „Drel“, der Schützenverband, die Nationalgarde, die 
Maſaryk⸗Flugliga und Reiterpereine vervollſtändigen dieſe „zivile Armee“, die die prak⸗ 
tiſche Grundlage für ein Geſetz zur Wehrerziehung des Volkes abgibt, das beide 
Geſchlechter vom ſchulpflichtigen Alter bis zum 30. Lebensjahr erfaſſen ſoll. 


Zuſammenfaſſung 


Trotz kommuniſtiſcher Zerſetzungsbeſtrebungen und geringer faſchiſtiſcher Gegen⸗ 
ſtrömungen iſt es im allgemeinen gelungen, die tſchechiſche Armee von der Politik fern⸗ 
zuhalten. Durch die neueingeführte zweijährige Dienſtzeit wird eine gründliche Ausbildung 
der Truppe ermöglicht. Im Verein mit der ſtändig betriebenen Verbeſſerung der 
Bewaffnung und Ausrüſtung und bei dem Einſatz hoher Geldmittel für militäriſche 
Zwecke erſcheint die Tſchecho⸗Slowakei als eines der militäriſch hochgerüſteten Länder. 
Grundfalſch aber wäre es, den Kampfwert der Nationaltſchechen im Rahmen ihres 
eigenen Heeres nach den mangelhaften Leiſtungen abzuſchätzen, die ſie während des 
Weltkrieges als Soldaten der ihnen verhaßten öſterreichiſch-ungariſchen Armee voll⸗ 
bracht haben. Joh. von Kunowſki. 


Oſtland⸗Chronik 


„Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen“ 


Der nationaldemokratiſche „Warſzawſki 
Dziennik Narodowy“ hat im Verlauf 
ſeiner fortgeſetzten Hetze gegen das Deutſche 
Reich und die Freie Stadt Danzig in ſeiner 
Nummer vom 2. September die Ab⸗ 
berufung des polniſchen Botſchafters in 
Berlin verlangt. Das Blatt hat in dieſem 
Zuſammenhange betont, daß die portu⸗ 
gieſiſche Regierung ihren Prager Geſandten 
„aus einem ſehr viel geringeren Grund“ 
zurückgezogen habe. 


Deutſchfeindlichkeit iſt Trumpf 


Der Hauptſchriftleiter des Wilnaer 
„Slowo“, Cat-Mackie wic z, hat ſich 
in einem ſeiner letzten Artikel gegen die auch 
von der polniſchen Regierung befolgte 
Taktik, durch eine Verſchärfung des 
Druckes auf die deutſche Volksgruppe eine 
Erweiterung der Vorrechte der polniſchen 
Volksſplitter in Deutſchland zu erzwingen, 
gewandt. Mackiewicz iſt ſich darüber im 
Klaren, daß er mit dieſer Meinung in 
Polen allein ſteht und daß ſelbſt ſeine 
engſten politiſchen Freunde unter den 
Konſervativen anderer Auffaſſung in der 
Frage der Behandlung der deutſchen Volks⸗ 
gruppe ſind. Er ſpricht hierüber am 
Schluß ſeines Artikels; und den Leuten in 
Deutſchland, die ſich der Hoffnung auf 
irgendwelche freundſchaftlichen polniſchen 
Regungen gegenüber Deutſchland hingeben, 
ſeien ſeine Sätze zur beſonderen Beachtung 
empfohlen: „Ich weiß, daß ich meiner 


356 


eigenen Popularität und der meines Blattes 
ſchade, daß ich geradezu gegen die Inter⸗ 
eſſen jener politiſchen Gruppe handle, die 
ich repräſentiere. Die Deutſchen find 


in Polen un populär. Des: 
wegen wendet ſich die Zus 
neigung der Oeffentlichkeit 
nicht dem zu, der das Verhält⸗ 
nis zu Deutſchland beſſern 
will, ſondern dem, der die 


Deutſchen beſchimpft. Aber einer 
muß ſich für unſere Politik verantwortlich 
fühlen; einer muß ſich den politiſch nicht 
immer klugen und vom internationalen 
Standpunkt nicht immer nützlichen Strö— 
mungen der Oeffentlichkeit entgegenſtellen. 
Wenn das der Außenminiſter 
nicht tut und auch nicht die Zeitungen, 
die mit ihm in Fühlung ſtehen, dann muß 
dies die unabhängige Preſſe beſorgen. Ich 
erachte die Vergeltungsmaßnahmen gegen 
die deutſche Minderheit als fehlerhaft und 
ſchädlich, ſowohl aus innen- als auch aus 
außenpolitiſchen Gründen.“ 


Von Haus und Hof vertrieben 


Der deutſche Bauer Andreas 
Liedtke in Lindenwerder (Kreis 
Kolmar) iſt kürzlich mit feiner Familie von 
ſeinem etwa 28 Morgen umfaſſenden Beſitz 
verjagt worden. Für den ganzen Beſitz 
hat Liedtke, der ſeit 1923 auf dem Hof ſaß, 
infolge Geltendmachung des Vorkaufs⸗ 
rechtes durch den polniſchen Staat auf 
Grund eines Gerichtsurteils im Jahre 1926 


aber nicht als deſſen Eigentümer anerkannt 
wurde, alles in allem 750 Zloty 
(= 360 RM.) erhalten. Wie bei der Be⸗ 
meſſung des Kaufpreiſes verfahren worden 
iſt, läßt ſich aus einigen Zahlen entnehmen; 
bei der Abſchätzung, die der Exmiſſion vor⸗ 
ausging, ſind z. B. ein Pferd mit 38 Zloty, 
ein Wagen mit 10 Zloty und ein Poſten 
von 5 000 Ziegeln Torf gleichfalls mit 
10 Zloty eingeſchätzt worden. Wieder hat 
alſo der polniſche Staat einen deutſchen 
Bauern von ſeinem rechtmäßig erworbenen 
Grund und Boden verdrängt und ihm ſein 
Hab und Gut zu Gunſten eines „zuver⸗ 
läſſigen“ Polen (man kann es kaum anders 
nennen) geſtohlen. 


Hausfriedensbruch 


Am 24. Auguſt drangen zwei Polen, 
unter ihnen der Ortsgruppenleiter des All⸗ 
polniſchen Verbandes, Smieszek, in Bis⸗ 
marckhütte in die Wohnung des 
deutſchen Volksangehörigen 
Auguſt Jeſchonek ein, nachdem fie 
die Wohnungstür eingedrückt hatten. Sie 
ſtießen die kranke und teilweiſe gelähmte 
Frau Jeſchoneks, die ſich allein in der 
Wohnung befand und ſich den Eindring⸗ 
lingen entgegenzuſtellen verſuchte, zu Boden, 
zerſchlugen das Küchengeſchirr 
und die Spiegel, beſchädigten 
Tiſche, Stühle und Schränke, 
riſſen die Vorhänge herunter 
und nahmen fie mit. Der genannte Smieszek 
war, als er in die Wohnung einbrach, mit 
einem langen Meſſer bewaffnet und ſchrie: 
„Dieſer German muß heute 
ermordet werden!“ Als die Frauen 
des Hauſes zuſammenliefen, um die hilfloſe 
Frau Jeſchonek vor den Rohheiten der 
polniſchen Vereinsbanditen zu ſchützen, 
ergriffen die Täter die Flucht. Jeſchonek, 
auf deſſen Wohnung bereits im Jahre 1929 
einmal ein ähnlicher Uleberfall verübt 
worden war und deſſen Frau jetzt ſchwer 
nervenleidend darniederliegt, hat gegen die 
beiden Polen Strafanzeige er: 
ſtattet. 


Grobe Pflichtverletzung gerichtlich 
ſanktioniert 


Vor einiger Zeit wurden 13 deutſche 
Arbeiter der Friedenshütte 
ihrer deutſchen 
wegen entlaffen. Der Betriebsrat, 
der ſich ſeit den letzten Wahlen dank einer 
gegen das Straſgeſesbuch verſtoßenden 
Wahlfälſchung ausſchließlich aus polniſchen 
Elementen zuſammenſetzt, lehnte es ab, 
gegen die den guten Sitten widerſprechende 


Geſinnung 


Entlaſſung Einſpruch zu erheben, wie es 
feine geſetzliche Pflicht geweſen wäre. Und 
zwar tat er das mit der ausdrücklichen Be⸗ 
gründung, daß er deutſche Arbeiter nicht 
in Schutz nehmen wolle. Daraufhin erhoben 
die entlaſſenen Arbeiter gegen die Mit⸗ 
glieder des Betriebsrates Klage wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens 
und auf Bezahlung jener Ent⸗ 
ſchädigung durch den Betriebs⸗ 
rat, die ihnen vom Schlichtungs⸗ 
ausſchuß hätte zugeſprochen 
werden müſſen, wenn der Betriebs⸗ 
rat pflichtgemäß ihre Intereſſen vertreten 
hätte. Der Prozeß wurde vom Kattowitzer 
Bezirksgericht zweimal vertagt. Am 
10. September endlich wurde das Urteil 
gefällt. Das Gericht wies die Klage der 
deutſchen Arbeiter koſtenpflichtig ab. Das 
bedeutet, daß ein polniſches Gericht eine 
robe Pflichtverletzung eines Betriebsrates 
ſanktionert, wenn es ſich bei den Ge⸗ 
ſchädigten um deutſche Volksangehörige 
handelt, und daß deutſche Arbeiter, die ein 
polniſches Gericht in Anſpruch nehmen, 
nicht nur nicht um ihr gutes Recht betrogen 
werden, ſondern obendrein noch die Koſten 
des Verfahrens (im vorliegenden Falle je 
Mann 150 Zloty) aufbringen müſſen! — 
Gleichfalls in der Friedenshütte ereignete 
ſich folgender Fall: Die Gewerkſchaft 
deutſcher Arbeiter hatte beim 
Demobilmachungskommiſſar gegen die 
Entlaffung 20 deutſcher Ar⸗ 
beiter Einſpruch erhoben, wie bei der 
allgemeinen Deutſchfeindlichkeit in Polen 
von vornherein zu erwarten war, ohne 
Erfolg. Die Abweiſung des Einſpruches 
wurde in folgender Weiſe begründet: Durch 
die Entlaſſung der 20 Deutſchen ſei die 
Belegſchaft nicht vermindert worden, da 
zu gleicher Zeit ebenfo viele 
andere (natürlich polniſche) 
Arbeiter von der Friedenshütte ein⸗ 
geſtellt worden ſeien. Den Hinweis 
darauf, daß die neuen Kräfte nur auf täg⸗ 
liche Kündigung eingeſtellt worden ſind, tat⸗ 
ſächlich alſo doch eine Verringerung der 
ſtändigen Belegſchaft vorliegt, ließ der 
Demobilmachungskommiſſar in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung nicht gelten. 
14 deutſche Fiſcherfamilien ausgewieſen 
Nachdem die Halbinſel Hela zum 
militäriſchen Sperrgebiet erklärt worden ift, 
ſind die polniſchen Behörden nunmehr an 
die Räumung des Gebietes gegangen. Im 
Zuge dieſer Aktion find 14 reichs⸗ 
deutſche Fiſcherfamilien aus 
dem Sperrbezirk ausgewieſen 
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worden. Die Familien haben, da ihnen in 
Polen keine entſprechenden Wohn⸗ und 
Arbeitsplätze angeboten wurden, Ende 
Auguſt Polen verlaſſen. Zum Teil 
ſind ſie mit Hab und Gut auf ihren Fiſch⸗ 
kuttern zur benachbarten deukſchen Oſtſee⸗ 
küſte hinüber geſegelt. Die übrigen ſind von 
Zoppot aus mit dem Seedienſt Oſtpreußen 
nach Binz auf Rügen gebracht worden, von 
wo ſie ſich in die ihnen zugewieſenen neuen 
Heimatorte begeben haben. Beim Abſchied 
der deutſchen Familien von Hela haben ſich 
erſchütternde Szenen abgeſpielt. 


Ein abgekartetes Spiel 


Das Wolhyniſche Schulkuratorium hat 
die deutſchen Privatſchulen in 
Neu⸗Podajce, Gliniszeze und 
Alt⸗Zapuſt geſchloſſen. Die 
Schließung dieſer drei Schulen wird damit 
begründet, daß fie den baulichen Anforde: 
rungen des Geſetzes über die Privatſchulen 
vom 41. März 1932 nicht entfprechen. 
Dazu iſt zu bemerken, daß in allen drei 
Fällen bereits ſeit länger als einem 
Jahr Geſuche um Beſtätigung 
der Baupläne bei der Wojewod⸗ 
ſchaftsbehörde liegen, bisher aber noch nicht 
beantwortet worden ſind. Im Falle 
Gliniszeze iſt gegen die Schließung ſofort 
Berufung beim Kulkusminiſter ein 
gelegt worden. Der Miniſter aber hat es 
nichk für nötig gehalten, die Berufung zur 
Kenntnis zu nehmen. Die drei geſchloſſenen 
Schulen wurden von 130 deufſchen 
Kindern beſucht. Dasſelbe hinter⸗ 
hältige Verfahren wie gegen die drei 
erwähnten Schulen ſcheinen die polniſchen 
Behörden auch gegen die deutſche 
Privatſchule in Luck anweaden zu 
wollen. Auch in dieſem Falle ſind bereits 
vor längerer Zeit die Pläne für einen Neu⸗ 
bau der Schule bei der Bauabteilung der 


Wojewodſchaft eingereicht, von dieſer aber 
auf Anregung des Schulkuratoriums abge⸗ 
lehnt worden. Die polniſche Methode iſt 
alſo die: das Schulkuratorium wünſcht, 
offenſichtlich auf Anweiſung des Kultus⸗ 
miniſteriums, die deutſchen Schulen zu 
ſchließen, und ſtellt feſt, daß die Schul⸗ 
gebäude unzureichend ſind. Wenn dann 
aber Pläne für Neu⸗ oder Umbauten eins 
gereicht werden, lehnt die Bauabteilung der 
Wojewodſchaft, dem Wunſche der Schul⸗ 
abteilung entſprechend, die Baupläne ab 
oder ſchiebt ihre Erledigung fo lange hin⸗ 
aus, bis die Schulabteilung die deutſchen 
Schulen geſperrt und die deutſchen Kinder 
in die polniſchen Schulen gepreßt hat. — 
In Rezyszeze in Wolhynien ſollte vom 
19. bis 26. Auguſt ein Fortbildungs-⸗ 
kurſus für die Lehrer der deut⸗ 
ſchen Privatſchulen ſtattfinden. 
Das Geſuch um Genehmigung iſt vom 
Schulkuratorium nicht beaniwortfet 
worden. 


Hutten⸗Czapfki } 

Am 9. September ſtarb in Poſen im 
86. Lebensjahr Graf Bogdan Hutten— 
Czapſki. Der Verſtorbene war einer 
jener einflußreichen Polen, die unter dem 
Mantel der „Loyalität“ (ob gewollt oder 
ungewollt, mag dahingeſtellt bleiben) der 
Politik des Deutſchen Reiches großen 
Schaden zugefügt haben. Hutten⸗Czapfki 
war vor dem Kriege Mitglied des Preu⸗ 
ßiſchen Herrenhauſes und Schloßhaupt⸗ 
mann von Poſen. Während des Krieges 
ſpielte er als Mittelsmann zwiſchen dem 
Deutſchen Generalkonſulat Warſchau und 


dem polniſchen Regentſchaftsrat eine 
wichtige Rolle. Seine vor etwa zwei 
Jahren erſchienenen Lebenserinnerungen 


bieten ungemein intereſſante Einblicke in 
die zwieſpältige Kuliſſenarbeit der polni⸗ 
ſchen Politik. 


Bücher über den Oſten 


Geſchichte Oſt⸗ und Weſtpreußens. Von 

run o umacher. Gräfe und Unzer 
Verlag, Königsberg / Pr. 1937. 294 Seiten. 
— Der Verfaſſer hat mit dieſem umfang⸗ 
reichen Werk wohl die brauchbarſte Geſchichte 
der preußiſchen Lande geliefert, die ſich von den 
anderen Werken über dieſes Thema in zwei⸗ 
facher Hinſicht vorteilhaft unterſcheidet. Einmal 
beſchränkt ſich die Darſtellung nicht, wie es 
ſonſt meiſt der Fall iſt, auf einen beſchränkten 
Zeitabſchnitt, etwa die Zeit der Ordensherrſchaft, 
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fordern fie umfaßt von der Vorzeit bis in die 
Gegenwart hinein den geſamten Ablauf des 
preußiſchen Schickſals, behandelt alſo auch die 
Zeitabſchnitte, deren Geſchehen ſonſt leicht als 
im Vergleich zur Ordenszeit nebenſächlich ab: 
getan wird. Sie lehrt damit, daß Preußen 
auch in den Zeiten, in denen es im Schatten 
größerer Ereigniſſe geſtanden hat, niemals auf⸗ 
gehört hat, ein deutſcher Vorpoſten zu ſein und 
eine Rolle im geſamtdeutſchen politiſchen und 
geiſtigen Leben zu ſpielen. Und zweitens iſt es. 


der beſondere Vorteil des Werkes, daß es Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, trotz zeitweiliger ſtaatlicher 
Trennung, als eine gewachſene Einheit zweier 
Landſchaften betrachtet, die ihre ſchickſalhafte 
Zuſammengehörigkeit der geſtaltenden und ver⸗ 
bindenden Kraft deutſchen Volkstums ver⸗ 
danken. Der Gedanke dieſer durch die ger⸗ 
maniſch⸗deutſche Gemeinſamkeit bedingten Ein⸗ 
heit Oſt⸗ und Weſtpreußens zieht ſich durch 
das ganze Buch, das durch das Gewicht der 
geſchichtlichen Tatſachen, die es beſchreibt, einen 
wertvollen Beitrag zur wirkſamen Vertretung 
der deutſchen Belange im Nordoſten Rn 
r. K. 

Geſchichte der oſtdeutſchen Koloniſation. 
Von Rudolf Kötzſchke und Wolfgang 
Ebert. Bibliographiſches Inſtitut AG., 
Leipzig 1937. 251 Seiten. Mit Karten. 
— Der bekannte Leipziger Hiſtoriker Kötzſchke 
hat den erſten, die Landnahme darſtellenden Teil 
und ſein Mitarbeiter Ebert den zweiten, die 
Siedlungsgeſtaltung im Gebiete der oſtdeutſchen 
Koloniſation behandelnden Teil des vorliegen⸗ 
den Werkes verfaßt. Die Arbeit umfaßt ſowohl 
den nördlichen wie den ſüdlichen Oſten. Die 
Darſtellung reicht von den Anfängen der deut⸗ 
ſchen Wiederbeſiedlung des Oſtens bis in die 
Gegenwart hinein. Es wird alſo nicht nur der 
Großtat der mittelalterlichen Oſtkoloniſation, 
ſondern auch der ſpäteren deutſchen Siedlungs⸗ 
tätigkeit im Oſten, die weniger der Gewinnung 
neuen Volksbodens als dem Ausbau, der 
Feſtigung und der Verteidigung des im Mittel⸗ 
alter beſiedelten Bodens gedient hat, die ihr im 
Geſamtbild der deutſchen Geſchichte zukommende 
Beachtung zuteil. Klar und einprägſam arbeitet 
Kötzſchke in feiner aus der Fülle eines über⸗ 
legenen Wiſſens geſchöpften Arbeit die gemein⸗ 
ſamen Merkmale, aber auch die zeitlichen und 
landſchaftlichen Unterſchiede der Siedlungsvor⸗ 
gänge heraus. Es iſt die im vollen Umfang 
erfüllte Abſicht des Verfaſſers geweſen, eine 
wiſſenſchaftlich fundierte, zugleich aber allgemein 
verſtändliche Geſchichte der deutſchen Oſtſiedlung 
zu ſchreiben. Sein Mitarbeiter Ebert hat das im 
geſchichtlichen Teil Geſagte durch intereffante 
Studien über die dörfliche und ſtädtiſche Gied- 
lungsgeſtaltung ergänzt. Die Umgeſtaltung des 
Landſchaftsbildes, die Entwicklung der Dorf⸗ 
und Stadtformen, der Flureinteilung uſw. im 
Zuge der deutſchen Oſtkoloniſation finden in 
diefem Teil des Werkes ihre beſondere Beleuch⸗ 
tung. Durch 40 Kartenſkizzen, die typiſche Bei⸗ 
ſpiele der verſchiedenen Siedlungsformen zeigen, 
wird der Text anſchaulich erläutert. Beſonderes 
Intereſſe verdient auch eine Karte der oſt⸗ 
deutſchen Städtegründungen. Ein umfangreicher 
Literaturnachweis bildet den Abſchluß des dank⸗ 
bar zu begrüßenden Werkes. Dr. K. 


Rufendes Land. Dichter der Bayveriſchen 
Oſtmark. Von Hardy Schmidt. Deutſcher 
Volksverlag G. m. b. H., München 1937. 
199 Seiten. Preis Leinen 5,— RM. — Der 
Bearbeiter dieſes Buches, der noch vor deſſen 
Erſcheinen als Angehöriger der deutſchen Luft⸗ 
waffe tödlich verunglückte, hat ſeiner Heimat 
und ihrer Dichtung mit dem Buche ein ſchönes 


Denkmal geſetzt. Gar mancher wird von der 
großen Zahl befähigter Dichter überraſcht 
fein, mit der die zumeiſt als arm und zurück- 
geblieben bekannte Bayeriſche Oſtmark das 
literariſche Schaffen des heutigen Deutſchland 
bereichert. Dichter, deren Namen weit über 
die Grenzen ihrer engeren Heimat bekannt ſind, 
ſind mit Beiträgen in dieſem Sammelwerk 
bayeriſcher Oſtmarkendichtungen vertreten: Die⸗ 
trich Eckart, Hans Caroſſa, Johannes Linke, 
Heinz Schauwecker, Franz Schrönghamer⸗Heim⸗ 
dal, Kuni Tremel-Eggert, Hans Watzlik und 
Anton Wurzer, weiter Franz Johann Bierſack, 
Ludwig Dilling, Georg Britting, Pieps Dengler, 
Hans Glenk, Hans Raithel, Gottfried Kölwel, 
Benedikt Lochmüller und Florian Seidl. Sie 
alle zeugen in ihren Erzählungen und Gedichten 
für die immer wieder überraſchende Schönheit 
dieſes deutſchen Landes und die urwüchſig⸗auf⸗ 
rechte Art ihrer Bewohner. Es ſind nicht, wie 
es häufig in ſolchen Sammelwerken der Fall zu 
ſein pflegt, zufällige und abgeriſſene Proben 
aus dem Schaffen verſchiedener Dichter, ſondern 
reife und abgeſchloſſene, in ihrer Vielſeitigkeit 
doch auf einander abgeſtimmte Erzählungen und 
Verſe, die dieſes Buch enthält. Der Band iſt 
dem Gedenken des Vaters der Bayeriſchen Oft 
mark, dem verſtorbenen Gauleiter Hans 
Schemm, gewidmet, von deſſen Bekenntnis 
zum Grenzland ein Beitrag aus ſeiner eigenen 
Feder und ein Aufſatz von Heinrich Friedmann 
ſprechen. Das Buch enthält mehr als 20 gute 
Zeichnungen und Schnitte. Dr. K. 

Das Deutſchtum in Galizien (Kleinpolen). 
Ein Bildband. Unter Mitwirkung von L. 
Schneider⸗Lemberg bearbeitet und herausgegeben 
von Viktor Kauder. Verlag Günther 
Wolff, Plauen i. V. 1937. 65 Seiten. Eine 
Karte der deutſchen Siedlungen in Galizien von 
Walter Schwarzl. Preis kart. 3,.— RM. — 
Der vorliegende Band ift als Teil 2 des Bild⸗ 
werkes „Das Deutſchtum in Polen“ erſchienen. 
Ein noch wenig bekannter Zweig des öſtlichen 
Auslandsdeutſchtums wird durch die 55 Bilder 
dieſes Bandes dem Reichsdeutſchen näher ge⸗ 
bracht. Die Bilder behandeln naturgemäß in 
erſter Linie das gegenwärtige Deutſchtum des 
Landes. Doch erinnern einige Bilder, die Werke 
der deutſchen Meiſter Veit Stoß, Heinrich 
Parler, Hanus Scholz und Johann Pfiſter 
wiedergeben, auch an die große geſchichtliche 
Vergangenheit des Deutſchtums in dieſem 
Lande. Die deutſchen Menſchen Galiziens, 
die Anlage ihrer Dörfer und die Bauart ihrer 
Bauernhaͤuſer werden in einer ganzen Reihe von 
Bildern veranſchaulicht. Bilder von deutſchen 
Schul- und Genoſſenſchaftsgebäuden, von den 
berühmten Zöcklerſchen Anſtalten in Stanislau 
und von der Bauernhochſchule in Dornfeld 
weiſen auf das kulturelle und organiſatoriſche 
Leben des galiziſchen Deutſchtums hin. Andere 
erzählen davon, wie ſich die Bewohner der 
ärmeren deutſchen Waldkolonien durch Korb⸗ 
flechterei, Hausweberei, Holzſchnitzerei uſw. 
einen Nebenverdienſt geſchaffen haben. Jedes 
der Bilder iſt mit einem kurzen erläuternden 
Text verſehen (hier wäre es in einigen Fällen 
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nützlich geweſen, hinzuzufügen, auf welche Zeiten 
ſich die angeführten ſtatiſtiſchen Angaben be⸗ 
ziehen). Dem Ganzen ſind einige Seiten Text 
vorangeſetzt, der in kürzeſter vorbildlicher Form 
das Weſentliche über das mittelalterliche 
Deutſchtum ſowie über die Entſtehung und den 
gegenwärtigen Stand der heutigen deutſchen 
Volksgruppe Galiziens mitteilt. Als erſtes 
Bildwerk dieſer Art verdient der vorliegende 
Band Beachtung und Verbreitung. Für die 
nächſte Auflage bittet der Verlag um die Ein⸗ 
ſendung einſchlägiger Lichtbilder. Dr. K 


Unter fremder Fahne. Erlebniſſe eines 
Deutſchen aus Rußland. Von Edgar 
Stahff. Verlag für Volkstum, Wehr und 
Wirtſchaft GmbH., Berlin 1936. 262 Seiten. 
— Ein Rußlanddeutſcher erzählt in dieſem 
Buche ſeine Erlebniſſe als ruſſiſcher 
Soldat. Von Dorpat, wo er ſtudierte, zur 
Automobillehrkompanie in Petersburg einge⸗ 
zogen, kommt er in die panſlawiſtiſche, deutſch⸗ 
feindliche Atmoſphäre hinein, die in den letzten 
Jahren vor dem Kriege in zunehmendem Maße 
die ruſſiſche Armee und die ruſſiſche Geſellſchaft 
erfaſſen. Die ganze Tragik des auslanddeutſchen 
Schickſals aber lernt er erſt kennen, als der 
Krieg ausbricht, als er die Ausbrüche eines 
brutalen Deutſchenhaſſes erlebt, als ſich eine 
Flut von Verleumdungen, Schikanen und 
Gewalttätigkeiten über die Deutſchen des Zaren: 
reiches ergießt, und als ihn ſelbſt der Zwieſpalt 
von Volk und Staat in innere Konflikte ſtürzt. 
Er erkennt, daß der Krieg nicht gegen den 
deutſchen Staat allein, ſondern gegen alles 
Deutſche ſchlechthin geführt wird; und aus 


dieſer Erkenntnis reift in ihm der Entſchluß, 
als ruſſiſcher Soldat ſeinem Volke zu dienen. 
Hierzu hat er als Angehöriger einer techniſchen 
Truppe dank der beiſpielloſen Mißwirtſchaft, 
Desorganiſation und Beſtechlichkeit hinter der 
Front reichlich Gelegenheit. Wo immer ſich die 
Möglichkeit bietet, ſucht er durch Sabotageakte, 
durch die Weitergabe militäriſcher Nachrichten 
an reichsdeutſche Agenten und durch heimliche 
Fürſorge für rußlanddeutſche Flüchtlinge und 
deutſche Kriegsgefangene dem völkiſchen Gegner 
zu ſchaden. Mit dem ruſſiſchen Zuſammenbruch 
iſt ſeine Aufgabe erfüllt und, nach einem kurzen 
Zwiſchenſpiel im bolſchewiſtiſchen Smolenſk, 
ſchlägt er ſich zerlumpt und halb verhungert 
nach Dorpat durch. Dort, in dieſer alten 
deutſchen Stadt, wo ſeine Leidensgeſchichte als 
ruſſiſcher Soldat begonnen hat, endet ſie auch 
mit dem Einzug der reichsdeutſchen Truppen. 
Es iſt ein düſteres Bild, das Stahff in ſeinem 
Buch entwirft, ein düfteres Bild vom ruſſiſchen 


Volkscharakter und vom auslanddeutſchen 
Schickſal. Dr. K. 

Die fünfzehn Koſaken. Von Irmela 
Linberg. Hermann Eichblatt Verlag, Leip⸗ 
zig 1937. 39 Seiten. Preis geheftet 0,35 RM., 
gebunden 0,30 RM. — Die kurländiſche 
Schriftſtellerin erzählt hier das erſte tiefe 


Erlebnis, das fie in den ruſſiſchen Revolutions⸗ 
tagen von 4905 mit der harten Welt der 
politiſchen Kämpfe in Berührung brachte. Ein 
ungemein fein durchgebildeter Stil zeichnet ihre 
Erzählung aus, die eine Epiſode aus dem 
deutſchbaltiſchen Schickſal behandelt. Dr. K. 
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